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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über Gemeinschaftsanleihen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die starke Veränderung der terms of trade hat 
in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft zu einer 
nachhaltigen Verschlechterung der Zahlungsbilanz 
geführt. 

Die Mitgliedstaaten werden hiervon in unter- 
schiedlicher Weise getroffen, wodurch das reibungs- 
lose Funktionieren des gemeinsamen Marktes ge- 
fährdet wird. 

Die Gemeinschaft muß infolgedessen einen Bei- 
trag zu der aufgrund dieser Lage erforderlichen 
Finanzierung leisten und zu diesem Zweck selbst 
Mittel aufnehmen, um sie den Mitgliedstaaten, deren 
Zahlungsbilanz durch die Erdölpreiserhöhung be- 
troffen ist, als Darlehen mit den gleichen Kredit- 
bedingungen zur Verfügung zu stellen. 

Diese Aktion der Gemeinschaft wird außerdem 
voraussichtlich zu einer größeren Stetigkeit der 
durch die Erdölpreiserhöhung verursachten Kapital- 
bewegungen führen, was im Interesse der gesamten 
Welt liegt. 

Jedes einem Mitgliedstaate gewährte Darlehen 
soll daran gebunden werden, daß dieser Mitglied- 
staat wirtschaftspolitische Maßnahmen zur Wie- 
derherstellung seines Zahlungsbilanzgleichgewichts 
ergreift. 


Hieraus folgt, daß Maßnahmen dieser Art erfor- 
derlich sind, um die im Vertrag festgelegten Ziele 
der Gemeinschaft, insbesondere eine harmonische 
Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der 
Gemeinschaft, zu erreichen. 

Im Vertrag sind die hierzu erforderlichen Befug- 
nisse aber nicht vorgesehen. - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die Gemeinschaft kann sich durch mehrere aufein- 
anderfolgende Operationen entweder direkt bei 
Drittstaaten und bei Kreditinstituten oder über die 
Kapitalmärkte Mittel beschaffen, die ausschließlich 
für die Weitergabe an Mitgliedstaaten bestimmt 
sind, welche durch die Erdölpreiserhöhung hervor- 
gerufene Zahlungsbilanzschwierigkeiten haben. 

Artikel 2 

Die Eröffnung der für jede Anleiheoperation not- 
wendigen Anleiheverhandlungen wird vom Rat auf 
Initiative eines oder mehrerer Mitgliedstaaten ge- 
nehmigt. Die Entscheidung über die Eröffnung der 
Anleiheverhandlungen legt zugleich die Einzelheiten 
dieser Verhandlungen fest. 

Anhand des Verhandlungsergebnisses beschließt der 
Rat die Bedingungen, zu denen jeder Anleihever- 
trag abzuschließen ist. Die mittlere Laufzeit der auf- 
genommenen Darlehen darf nicht geringer als 
fünf Jahre sein. 

Artikel 3 

Der Rat entscheidet über Grundsatz und Bedingun- 
gen des einem oder mehreren Mitgliedstaaten zu 
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gewährenden Darlehens sowie über die von dem 
oder den begünstigten Mitgliedstaaten zu erfüllen- 
den wirtschaftspolitischen Auflagen, um die Wieder- 
herstellung einer ausgeglichenen Zahlungsbilanz zu 
gewährleisten. 

Die aufgenommenen Mittel dürfen nur den Noten- 
banken zufließen und nur zu den in Artikel 1 ge- 
nannten Zwecken eingesetzt werden. 


Artikel 4 

Die in Artikel 1 genannten Anleihe- und die ent- 
sprechenden Darlehensgeschäfte lauten auf die 
gleiche Währungseinheit und werden bezüglich der 
Rückzahlung der Anleihe bzw. des Darlehens und 
der Zinszahlungen zu den gleichen Bedingungen 
abgewickelt. Die Kosten, die der Gemeinschaft beim 
Abschluß und bei der Durchführung jeder Operation 
entstehen, trägt der oder die begünstigten Mitglied- 
staaten. 

Artikel 5 

Die durch diese Verordnung genehmigten Anleihen 
einschließlich Zinsen sind auf den Gegenwert in 
europäischen Rechnungseinheiten von 3 Milliarden 
Dollar beschränkt. 


des Artikels 1 unter allen Umständen gewährleistet 
wird, können nicht den folgenden Vomhundertsatz 
des Gesamtbetrags der Anleihe einschließlich Zin- 
sen übersteigen: 


BR Deutschland 

44,04 °/o 

Vereinigtes Königreich 

44,04 o/o 

Frankreich 

44,04 °/o 

Italien 

29,36 % 

Belgien 

Luxembourg 

| 14,68 °/o 

Niederlande 

14,68 °/o 

Dänemark 

6,60 °/o 

Irland 

2,56 % 


Artikel 7 

Der Rat erläßt die Durchführungsvorschriften zu 
dieser Verordnung. 


Artikel 8 

Der Rat faßt die Beschlüsse gemäß Artikel 2, 3 
und 7 einstimmig und auf Vorschlag der Kommis- 
sion, die hierzu den Währungsausschuß hört. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Artikel 6 

Die Garantien, welche sicherzustellen haben, daß 
die Bedienung der Anleihen und Darlehen im Sinne 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 8. November 1974 - 1/4 - 680 70- E - Ge 52/74 : 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hatte den Vorschlag einer Verordnung des Rates mit 
Schreiben vom 10. Oktober 1974 an den Präsidenten des Rates übersandt Bevor der Wortlaut in Bonn 
vorlag , wurde er bereits bei kurzfristig angesetzten Beratungen der Koordinierungsgruppe für kurzfristige 
Wirtschafts- und Finanzpolitik in wesentlichen Punkten überarbeitet. Vor der Ratstagung am 21. Oktober 
1974 lag daher kein vorlagefähiges Dokument vor , das den gesetzgebenden Körperschaften übersandt 
werden konnte. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften einigte sich in seiner Sitzung am 21. Oktober 1974 grundsätzlich 
auf den beigefügten Text einer Verordnung des Rates, wobei die Zustimmung von deutscher Seite vorbe- 
haltlich der parlamentarischen Stellungnahme erfolgte. Dieser Text muß noch formell verabschiedet werden. 

Das Europäische Parlament wurde im Dringlichkeitsvertahren angehört. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist ein Gesetz gemäß Artikel 115 GG erforderlich. Der Entwurf eines 
solchen Gesetzes wird den gesetzgebenden Körperschaften in Kürze zugeleitet. 

Der Rat hat in seinen Beratungen am 21. Oktober 1974 auch den Vorschlag einer Durchführungsverordnung 
zur Verordnung über Gemeinschaftsanleihen einbezogen, den ihm die Kommission mit Schreiben vom 
16. Oktober 1974 übersandt hat. Der Text des Entwurfes der Durchführungsverordnung, wie er sich aus den 
Beratungen ergibt, wird als Anlage ebenfalls übersandt. 

Der Rat hat den Ausschuß der Ständigen Vertreter beauftragt, diesen Text weiter zu überarbeiten. 
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Anlage 

Vorschlag einer Durchführungsverordnung zur Verordnung (EWG) Nr /74 

über Gemeinschaftsanleihen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr /74 

des Rates vom über Gemeinschaftsan- 

leihen, insbesondere auf Artikel 7, 

auf Vorschlag der Kommission, die dazu den 
Währungsausschuß angehört hat, 

• in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Verordnung (EWG) Nr /74 ist vor- 

gesehen, daß die Gemeinschaft nach Bedarf Mittel 
aufnimmt, um sie an einen oder mehrere Mitglied- 
staaten, die durch die Verteuerung der Erdölpro- 
dukte in Zahlungsbilanzschwierigkeiten geraten 
sind, weiterzuleihen. 

Da jederzeit der Schuldendienst für die Verbind- 
lichkeiten der Gemeinschaft (Hauptschuld und Zin- 
sen) sichergestellt werden muß, müssen die Bedin- 
gungen festgelegt werden, unter denen die Gemein- 
schaft von den anderen Mitgliedstaaten die erfor- 
derlichen Devisen erhält, wenn der Schuldnerstaat 
verhindert sein sollte, eine oder mehrere fällige 
Raten zu leisten. 

Ferner ist ein Verfahren vorzusehen zur Prüfung 
der Umstände, die einen Mitgliedstaat daran hindern 
könnten, seine fälligen Zins- und Tilgungsleistun- 
gen zu erbringen, sowie der möglichen Gründe für 
eine Nichtbeteiligung eines Mitgliedstaates an der 
Stelle des Schuldnerstaates an der Bereitstellung 
der erforderlichen Devisen für die Gemeinschaft — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Wird nach den in Artikel 5 vorgesehenen Bedin- 
gungen festgestellt, daß ein Mitgliedstaat, der von 
der Gemeinschaft eine Anleihe aufgenommen hat, 
ganz oder teilweise nicht in der Lage ist, die zur 
Bedienung einer Rückzahlungsrate erforderlichen 
Devisen aufzubringen, so sind die übrigen Mitglied- 
staaten gehalten, diese der Gemeinschaft im Ver- 
hältnis der in Artikel 2 festgesetzten Quoten zur 
Verfügung zu stellen. 

Artikel 2 

Die Aufteilung des Deckungsbetrages in Devisen 
auf die Mitgliedstaaten erfolgt nach folgendem 
Schlüssel: 


Deutschland 22,02 % 

Vereinigtes Königreich 22,02 °/o 

Frankreich 22,02 % 

Italien 14,68% 

Belgien/Luxemburg 7,34 % 

Niederlande 7,34 % 

Dänemark 3,30 % 

Irland 1 ,28 % 


Der Schlüssel wird so angewandt, daß nach Abzug 
der Quote des kreditaufnehmenden Mitgliedstaates 
durch entsprechende Aufteilung auf die übrigen Mit- 
gliedstaaten die vollständige Finanzierung der fälli- 
gen Leistung sichergestellt ist. 


Artikel 3 

Sind gemäß Artikel 6 ein oder mehrere Mitglied- 
staaten vorübergehend ganz oder teilweise von der 
Verpflichtung entbunden, anstelle des Schuldner- 
Mitgliedstaates Devisen zu liefern, so wird der in 
Artikel 2 vorgeschriebene Schlüssel angewendet, in 
dem jedoch die Quoten dieser Mitgliedstaaten nicht 
berücksichtigt werden. 

Artikel 4 

1. Ein Mitgliedstaaten kann jedoch nicht verpflichtet 

werden, insgesamt der Gemeinschaft mehr De- 
visen zu liefern, als dem in Artikel 6 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr /74 festgelegten Vom- 

hundertsatz des Gesamtbetrages der Anleihe 
einschließlich Zinsen entspricht. 

2. Ist diese Grenze erreicht und noch ein Restbe- 
trag zu finanzieren, so wird dieser im Verhältnis 
ihrer ursprünglichen Quoten von den Mitglied- 
staaten aufgebracht, die sonst vollkommen von 
der Beteiligung an der Operation befreit gewesen 
wären. 

Artikel 5 

1. Erhält ein Mitgliedstaaten einen Kredit von der 

Gemeinschaft, ergreift die Kommission die not- 
wendigen Maßnahmen, um in Zusammenarbeit 
mit dem Währungsausschuß sicherzustellen, daß 
die Wirtschaftspolitik dieses Staates mit den vom 
Rat in Anwendung des Artikels 3 der Verord- 
nung (EWG) Nr /74 vom fest- 

gelegten Bedingungen übereinstimmt. Der Mit- 
gliedstaat stellt der Kommission alle notwendi- 
gen Angaben zur Verfügung. 

2. Diese Überwachung wird in dem Maße, in dem 
der erste Fälligkeitstermin heranrückt, zuneh- 
mend verschärft. 
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3. Werden Schwierigkeiten zur Bedienung der 
ersten Fälligkeit erkennbar, so führt die Kom- 
mission in Zusammenarbeit mit dem Währungs- 
ausschuß eine gesonderte Prüfung der Wirtschafts- 
lage rechtzeitig vor der Fälligkeit durch. Diese 
Überprüfung erstreckt sich vor allem auf die 
Finanzierungsmöglichkeiten, über die das Schuld- 
nerland sowohl innerhalb als auch außerhalb der 
Gemeinschaft verfügt. 

4. Ergibt diese Überprüfung, daß der Mitgliedstaat 
tatsächlich nicht in der Lage ist, einen Teil oder 
die gesamte anstehende Fälligkeit zu bedienen, 
so schlägt die Kommission dem Rat, der mit 
qualifizierter Mehrheit beschließt, vor, das in 
den Artikel 2-4 vorgesehene Refinanzierungs- 
verfahren anzuwenden. 

Wenn diese Überprüfung ernsthafte Zweifel an 
der von dem Schuldnerstaat geltend gemachten 
Zahlungsunfähigkeit aufkommen läßt, erstellt die 
Kommission einen Bericht an den Rat, der ge- 
gebenenfalls von einem Vorschlag über die 
Durchführung des Refinanzierungsverfahrens be- 
gleitet ist. Bei Fehlen eines solchen Vorschlags 
kann der Schuldnerstaat den Rat befassen, der 
nach Anhörung des Währungsausschusses mit 
qualifizierter Mehrheit entscheidet. 


Artikel 6 

Ein oder mehrere Mitgliedstaaten, die aufgrund von 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten und/oder aufgrund 


einer schwerwiegenden Verschlechterung ihrer De- 
visenreserven eine Befreiung von ihrer Beteiligung 
an einer Refinanzierung anstreben, müssen ihre Be- 
weggründe im Rahmen der in Artikel 5 Absatz 3 
vorgesehenen Überprüfung geltend machen. Das in 
Artikel 5 Absatz 4 vorgesehene Verfahren findet 
auf diesen Antrag Anwendung. 


Artikel 6a (neu) 

In jedem Fall müssen, sowohl im Falle des Zahlungs- 
unvermögens des Schuldners (Artikel 1) als auch 
im Falle einer vorübergehenden Entbindung der 
anderen Mitgliedstaaten von der Finanzierungsver- 
pflichtung (Artikel 3), zuerst alle verfügbaren ge- 
meinschaftlichen und externen Finanzierungsmög- 
lichkeiten ausgeschöpft werden. 


Artikel 7 

Jeder Mitgliedstaat, der von einer Zahlung, die er 
hätte vornehmen müssen, oder von der Beteiligung 
an einer Refinanzierung voll oder teilweise freige- 
stellt worden ist, hat seine Zahlung oder Beteili- 
gung zu leisten, sobald seine Zahlungsbilanz und 
seine Devisenreserven es ihm gestatten. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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